
350 Gesetzblatt Teil I Nr. 30 — Ausgabetag: 21. November 1984

— Strahlenquellen zur Anzeigekontrolle von Strahlungsmeß­
geräten,

— Strahlenquellen für Unterrichtszwecke,
— Strahleneinrichtungen für Unterrichtszwecke und
— Ionisationsrauchgasmelder,
wenn in der Strahlenschutzbauartzulassung dies ausgewiesen 
wird.

(2) Die Anmeldung hat durch schriftliche Benachrichtigung 
des Staatlichen Amtes für Atomsicherheit und Strahlenschutz 
mittels Formblatt durch den Betrieb zu erfolgen. Sofern nicht 
anderes festgelegt, ist der Erwerb von anmeldepflichtigen Er­
zeugnissen dem Staatlichen Amt für Atomsicherheit und 
Strahlenschutz innerhalb von 4 Wochen 'mitzuteilen.

Zu § 4 Abs. 7 und § 5 der Verordnung:
§15

Erlaubnis für spezielle Strahleneinrichtungen
Der Einsatz von Strahleneinrichtungen, deren Beschleuni­

gungsspannung für geladene Teilchen 5 kV nicht überschreitet, 
ist ohne Genehmigung, Registrierung, Anmeldung und Bau­
artzulassung erlaubt.

Zu § 6 Abs. 2 der Verordnung:
§16

Befugnisse und Aufgaben der Inspektoren 
und beauftragten Ärzte

(1) Die Inspektoren des Staatlichen Amtes für Atomsicher­
heit und Strahlenschutz sind befugt:
1. Gebäude, Räume, Anlagen, Laboratorien und andere Ar­

beitsstätten in Durchführung ihrer Dienstaufgaben jeder­
zeit zu betreten und Prüfungen, Messungen oder Probe­
nahmen durchzuführen, wobei grundsätzlich die Rechts­
vorschriften und betrieblichen Festlegungen zum Gesund- 
heits-, Arbeits- und Brandschutz zu beachten sind,

2. Unterlagen zu Atomsicherheit und Strahlenschutz einzu­
sehen oder anzufordern, Auskünfte und Einschätzungen zu 
verlangen sbwie erforderliche Dokumentationen anzufer­
tigen,

3. von den Leitern der Betriebe und den verantwortlichen 
Mitarbeitern die Beseitigung von Mängeln bei der Ge­
währleistung von Atomsicherheit und Strahlenschutz zu 
verlangen,

4. den Leitern der Betriebe Auflagen zu erteilen und sie zu 
beauflagen, bei schweren Verstößen gegen Rechtsvor­
schriften der Atomsicherheit und des Strahlenschutzes 
oder unmittelbaren Gefahren für Menschen oder Sach­
werte sowie die Umwelt, die Fortsetzung der Arbeit oder 
die Tätigkeit von Strahlenwerktätigen und von Bedie­
nungspersonal zu untersagen oder Räume und Anlagen 
zu sperren,

5. bei außergewöhnlichen Ereignissen zur Einleitung unbe­
dingt notwendiger Handlungen für die Abwendung von 
Gefahren für Leben und Gesundheit oder zur Verhinde­
rung von schwerwiegenden Schäden Weisungen zu ertei­
len, soweit der Betrieb diese Maßnahmen nicht selbst 
wahrnehmen kann,

6. bei Verstößen gegen Rechtsvorschriften und betriebliche 
Bestimmungen oder Nichterfüllung von erteilten Aufla­
gen und Weisungen vom Leiter des Betriebes die Einlei­
tung disziplinarischer Maßnahmen zu fordern, eine Ver­
warnung mit Ordnungsgeld gemäß § 30 Abs. 5 der Ver­
ordnung auszusprechen oder dem Präsidenten des Staat­
lichen Amtes für Atomsicherheit und Strahlenschutz ge­
mäß § 30 der Verordnung die Einleitung eines Ordnurigs- 
strafverfahrens vorzuschlagen.

(2) Die beauftragten Ärzte des Staatlichen Amtes für Atom­
sicherheit und Strahlenschutz haben das Recht:
1. Strahlenschutzärzte in bezug auf die strahlenschutzmedi­

zinische Kontrolle von Strahlenwerktätigen und Bedie­
nungspersonal zu überwachen,

2. die Gesundheitsunterlagen von Strahlenwerktätigen und 
Bedienungspersonal einzusehen,

3. medizinische Untersuchungen im Staatlichen Amt für 
Ätomsicherheit und Strahlenschutz oder in dafür festge­
legten Gesundheitseinrichtungen zu veranlassen und 
strahlenschutzmedizinische Gutachten oder Obergutachten 
einzuleiten.

(3) Über die Erteilung von Weisungen oder Durchführung 
von Maßnahmen gemäß Abs. 1 Ziff. 5 und Abs. 2 Ziff. 3 ist der 
Leiter des Betriebes unverzüglich in Kenntnis zu setzen.

/
Zu § 6 Abs. 3 der Verordnung:

Staatliche personendosimetrische Überwachung
§ 17

(1) Die personendosimetrische Überwachung der äußeren 
Strahlenbelastung von Strahlenwerktätigen der Kategorien A 
und B gemäß § 31 erfolgt mit Personendosimetern, die vom 
Staatlichen Amt für Atomsicherheit und Strahlenschutz zur 
Verfügung gestellt und ausgewertet werden. Die Personen­
dosimeter sind in der Regel an der Brustseite des Oberkör­
pers zu tragen. Wird Röntgenstrahlenschutzkleidung getra­
gen, so sind die Personendosimeter unter dieser Kleidung an­
zubringen.

(2) Für Strahlenwerktätige der Kategorie A erfolgt die Aus­
wertung der Personendosimeter monatlich. Für Strahlenwerk­
tätige der Kategorie B kann die Auswertung der Personen­
dosimeter in einem größeren Zeitabstand erfolgen.

(3) Festlegungen zum Zeitabstand der Auswertung der Per­
sonendosimeter und zur Überwachung weiterer Personen auf 
äußere Strahlenbelastung werden bei der Erteilung der Er­
laubnis getroffen.

§18
Die personendosimetrische Überwachung der inneren Strah­

lenbelastung von Strahlenwerktätigen, die insbesondere in 
Arbeitsräumen der Klassen I und II gemäß § 34 und in Kern­
anlagen tätig sind, erfolgt durch das Staatliche Amt für Atom­
sicherheit und Strahlenschutz mittels Ganzkörpermessung 
oder Messung von Ausscheidungsproben. Das Staatliche Amt 
für Atomsicherheit und Strahlenschutz kann diese Aufgaben 
auch dem Betrieb übertragen. Art und Umfang der Überwa­
chung richten sich nach dem Arbeitsvorhaben und den Ergeb­
nissen der Überwachungsmessungen gemäß §21. In besonde­
ren Fällen kann das Staatliche Amt für Atomsicherheit und 
Strahlenschutz festlegen, daß die innere Strahlenbelastung auf 
der Grundlage der Messung der Aktivitätskonzentration der 
Luft an repräsentativen Arbeitsplätzen bestimmt wird.

§19
(1) Strahlenwerktätige sind über die Ergebnisse der perso- 

nendosimetrischen Überwachung zu informieren. Die durch 
die personendosimetrische Überwachung festgestellte Strah­
lenbelastung ist durch den verantwortlichen Mitarbeiter mit 
den Strahlenwerktätigen auszuwerten und in einer Bela­
stungskartei zu registrieren. Dosiswerte für einzelne Perso­
nen unterhalb der Aufzeichnungsschwelle sind bei der Ermitt­
lung der individuellen Strahlenbelastung zu vernachlässigen.

(2) Werden Strahlenwerktätige in 'Strahlenschutzbereichen 
anderer Betriebe eingesetzt, so hat der delegierende Betrieb 
zu gewährleisten, daß die personendosimetrische Überwachung 
erfolgt und die Ergebnisse der Überwachung registriert wer­
den.

§20

(1) Über personendosimetrisch zu überwachende Werktä­
tige sind dem Staatlichen Amt für Atomsicherheit und Strah­
lenschutz folgende Angaben mitzuteilen:

1. Name, Geburtsname, Vorname,
2. Personenkennzahl,
3. erlernter Beruf, jetzige Tätigkeit,
4. Beginn der überwachungspflichtigen Tätigkeit, vorheri-


